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Goll: Grün-Schwarz ist an politischer Unehrlichkeit in Sachen Polizei kaum
zu überbieten

Für unsinnige Maßnahmen werden Millionen verschleudert, die Polizei vor Ort muss aber auf Kosten der
inneren Sicherheit sparen und wird demotiviert

Nach medialer Berichterstattung, habe das Polizeipräsidium Aalen seine Dienststellen angewiesen, ab
sofort auf äußerste Haushaltsdisziplin zu achten, Beschaffungen seien nur noch zulässig, wenn sie
unmittelbar für die Aufrechterhaltung des Dienstbetriebs notwendig seien, bei einer weiteren Zuspitzung
werde man schwerwiegendere Maßnahmen wie die Aussetzung von Reparaturen bei größeren KfZ-
Schäden in Betracht ziehen müssen. Im Polizeipräsidium Mannheim hätten viele Polizeireviere
präventive Streifenfahrten deutlich eingeschränkt oder untersagt. Dazu sagte der innenpolitische
Sprecher der FDP/DVP Fraktion, Prof. Dr. Ulrich Goll:

„Noch letzte Woche hat die grün-schwarze Koalition ihre Anstrengungen im Bereich der Polizei gelobt.
Immer wieder erklärt Innenminister Strobl, die Polizei in Baden-Württemberg sei bestens ausgestattet.
All diese an politischer Unehrlichkeit kaum zu überbietenden Aussagen sind angesichts der
regelmäßigen Berichte über Sparmaßnahmen in den Polizeipräsidien und über fehlendes Material und
Personal vor Ort ein Schlag ins Gesicht der Polizeibeamten.

In einem politischen Trauerspiel haben die letzten beiden Landesregierungen Millionen für eine
Polizeireform verbrannt, die beispielsweise ein neues Führungs- und Lagezentrum in Aalen brachte,
obwohl in Waiblingen ein solches schon zur Verfügung stand. Während für solch unsinnige Maßnahmen
beispielsweise 8,5 Millionen Euro ausgegeben werden, wird die Polizei vor Ort zum Sparen auf Kosten der
inneren Sicherheit gezwungen. Nicht anders zu bewerten ist es, wenn der Streifendienst eingeschränkt
wird und die die Arbeit der Polizei verbessernden Materialien nicht angeschafft werden dürfen.“


